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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 


über die 

Freistellung von Abgeordneten des Deutschen Bundestages von Haftpflichtansprüchen 

- Nr. 1417 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Freistellung von Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages von Haftpflichtansprüchen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Abgeordnete des Deutschen Bundestages, die im 
Aufträge od-r auf Vorschlag des Deutschen Bundes- 
tages als Mitglieder des Aufsichtsrats oder Ver- 
waltungsrats ei' er Geselbchaft des privaten oder 
öffentlichen Rechts tätig werden, haben, sofern 
sie aus dieser Tätigkeit haftbar gemacht werden, 
gegen die Bundesrepublik Deutschland Anspruch 
auf Ersatz des ihnen daraus entstehenden Schadens, 
es sei denn, daß sie den Schaden vorsätzlich her- 
beigeführt haben. 

§ 2 

Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend Haftpflichtansprüche gegen Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages aus unentgeltlicher 
Tätigkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

Ein Abgeordneter des Deutschen Bundestages, 
der im Aufträge oder auf Vorschlag des Deutschen 
Bundestages als Mitglied des Aufsichtsrats oder 
Verwakungsrats einer Gesellschaft des privaten oder 
öffentlichen Rechts ohne Vergütung tätig wird, 
hat, sofern er aus dieser Tätigkeit haftbar gemacht 
wird, gegen die Bundesrepublik Deutschland An- 
spruch auf Ersatz des ihm daraus entstehenden 
Schadens, es sei denn, daß er den Schaden vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat. 

§2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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